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S atzung
zur Durchführung städtebaulicher S anierungsmaßnahmen für das Gebiet

^  „Konversion Brennet-Areal Wehr"
(S anierungssatzung)

Aufgrund des §  142 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGB!. I S . 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 29.05.2017 (BGB!. L S . 1298), in Verbindung mit §  4 der
Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) hat der Gemeinderat der S tadt Wehr in
seiner öffentlichen S itzung am 20.06.2017 folgende S atzung beschlossen:

§  1
Festlegung des S anierungsgebietes

(1) Das Gebiet mit der Bezeichnung „Konversion Brennet-Areal Wehr" wird förmlich als
S anierungsgebiet festgelegt.
(2) Das S anierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der
im Lageplan vom 20.06.2017 abgegrenzten F läche. Dieser Lageplan ist Bestandteil
dieser S atzung und als Anlage beigefügt.

§ 2
Befristung der S anierung

Die Durchführung der S anierungsmaßnahme ist bis zum Ablauf des 30.04.2026
befristet.

§ 3
Verfahren

Die S anierungsmaßnahme wird im umfassenden Verfahren durchgeführt. Die
besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der § §  152 bis 156 a BauGB finden
Anwendung.

§ 4
Genehmigungspflichten

Die Vorschriften des §  144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und
R echtsvorgänge finden Anwendung.

§ 5
Inkrafttreten

Die S anierungssatzung tritt gemäß §  143 Abs. 1 BauGB am Tage der öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.

Ausgefertigt:
Wehr, den 21.07.2017
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H
Michael Thater

Bürgermeister



Hinw^eise:
Gemäß §  215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) sind eine Verletzung der in §
214 Abs. 1 S atz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB genannten Verfahrens- und Formvorschriften sowie
ein nach §  214 Abs. 3 S atz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines J ahres seit Bekanntmachung der S atzung
schriftlich gegenüber der S tadt geltend gemacht worden sind. Der S achverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.
Gemäß § 4 Abs. 4 GemO gelten S atzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der GemO oder aufgrund der GemO zustande gekommen sind, ein
J ahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt
nicht, wenn;

S

1. die Vorschriften über die Ö ffentlichkeit der S itzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der S atzung verletzt worden sind,

2. der Bürgermeister dem Beschluss nach §  43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in S atz 1 genannten Frist die R echts
aufsichtbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens
oder Formvorschrift gegenüber der S tadt unter Bezeichnung des S achverhalts, der die
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Auf die Vorschriften der § §  152 bis 156 a BauGB (insbes. Ausgleichsbetrag des
E igentümers) wird hingewiesen.
Weiter wird auf die Vorschriften des §  24 ff BauGB (Vorkaufsrecht für die S tadt) und auf
§  144 BauGB (genehmigungspflichtige Vorhaben) hingewiesen.
Für die Grundstücke im förmlich festgelegten S anierungsgebiet wird gemäß §  143 (2)
BauGB der S anierungsvermerk in das Grundbuch (Abt. II) eingetragen.
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